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V iele wirtschaftswissenschaft­
liche Mythen halten sich län­
ger als nötig. Dies gilt für die 
Vorstellung von einem Homo 

oeconomicus ebenso wie für die von 
den „Selbstheilungskräften des Fi­
nanzmarktes“ oder auch die sich mit­
unter als realitätsfremd erweisen­
den Konjunkturprognosen der Wirt­
schaftsforschungsinstitute.

Ähnlich verhält es sich mit dem 
Hinweis auf die Unzulänglichkeit 
ökonomischer Bildung und der da­
raus abgeleiteten Forderung nach ei­
nem Unterrichtsfach „Wirtschaft“. Un­
ternehmen, Wirtschaftsverbände so­
wie Industrie- und Handelskammern 
lamentieren beharrlich, Schülerinnen 
und Schülern mangele es an ökono­
mischer Bildung. Dabei ist dieses Wis­
sensdefizit keineswegs erwiesen. His­
torisch begründen lässt sich der Ruf 
nach mehr ökonomischer Bildung 
auch nicht. Und als kardinale Fehl­
einschätzung erweist sich die Forde­
rung insofern, als ökonomische Bil­
dung längst integraler Bestandteil der 
Sozialwissenschaften ist.

Schwarz-gelbe Wendung
Insofern überrascht es, dass die ge­
rade frisch inthronisierte NRW-Lan­
desregierung nun nach baden-würt­
tembergischem Vorbild ein Sepa­
ratfach Wirtschaft einführen will. 
Obschon weder das Wahlprogramm 
der CDU noch das der FDP ein Parti­
kularfach Wirtschaft vorsah, soll laut 
Koalitionsvertrag demnächst auch im 
bevölkerungsreichsten Bundesland 
das Schulfach Wirtschaft eingeführt 
werden – also just in dem Bundesland, 
in dem der 2011 begonnene Pilotver­
such „Wirtschaft an Realschulen“ nicht 
weiterverfolgt wurde. Kaum war die 
Tinte unter dem Koalitionsvertrag tro­
cken, forderte der Verband Ökonomi­
sche Bildung an allgemein bildenden 
Schulen (Vöbas) die Einrichtung ei­
gener Lehramtsstudiengänge für das 
Fach Wirtschaft, die Etablierung eines 
Fort- und Weiterbildungssystems so­
wie die Entwicklung schulformspezi­
fischer Kerncurricula.

Diese Forderungen verkennen, 
dass mit der Aufspaltung sozialwis­
senschaftlicher Integrationsfächer in 
die Fächer Politik und Wirtschaft eine 
reine Akteurs-, Prozess- und Institu­
tionenkunde droht, den Schülerinnen 
und Schülern mithin ein unvollstän­
diges Bild vermittelt wird. Überdies 
läuft ein Fach Wirtschaft Gefahr, zu ei­
ner Mathematisierung der formalen 
Mikroökonomie oder einer betriebs­
wirtschaftlich ausgerichteten Be­

Wirtschaft? Setzen, Sechs!
BILDUNG In NRW spukt das Schulfach „Wirtschaft“ durch die Flure. Mit der 
Ökonomisierung der ökonomischen Bildung gibt es aber Probleme

rufsausbildung zu verkommen. Wird 
Ökonomie wie BWL in einem separa­
ten Fach gelehrt, transportiert Schule 
vergängliches Spezialwissen. Ökono­
mische Bildung im Kokon ist die logi­
sche Folge. Soll ökonomisches Wissen 
mit einem auf lebensweltliche Kon­
texte zielenden Allgemeinbildungs­
anspruch verbunden werden, ist das 
Festhalten an dem bundesweit eta­
blierten Fach Sozialwissenschaften 
alternativlos. Nur im interdisziplinä­
ren Kontext kann ökonomische Bil­
dung befördert und ökonomistische 
Verbildung vermieden werden.

Das Beispiel des Kaffeekonsums 
verdeutlicht, welche unterschied­
lichen Facetten sozioökonomische 
Bildung als multidisziplinärer For­
schungsansatz beleuchten kann: Aus 
soziologischer Perspektive lässt sich 
Kaffeetrinken als soziales Arrange­
ment begreifen (Wollen wir uns auf 
ein Kaffee treffen?) sowie als Distink­
tionsmerkmal (Fair-Trade-Kaffee statt 
Filterplörre) oder als kulturelle Prak­
tik (wie das Teetrinken in Großbri­
tannien) analysieren. Mit Blick auf 
die ökonomische Dimension sind 
die für Produktion, Transport und 
Vertrieb des Kaffees erforderlichen 
Wirtschaftsbeziehungen in den Blick 
zu nehmen.

Abwegige Forderung
Der Ruf nach mehr ökonomischer Bil­
dung klingt im langen Schatten der Fi­
nanzkrise auch dann abwegig, wenn 
man bedenkt, dass es die mit höchsten 
akademischen Weihen ausgezeichne­
ten Ökonomen waren, die als Analys­
ten, Banker und Berater den Kollaps 
des Weltfinanzsystems auslösten. 

Liefen nicht erfahrene Fondsmana­
ger noch wie die Lemminge in die­
selbe Richtung, als die rasante Achter­
bahnfahrt an der Börse ihren Schei­
telpunkt längst erreicht hatte? Und 
getreu dem Credo „First things first“ 
wäre zunächst einmal das Problem 
des fachfremden Unterrichts zu lösen: 
In zahlreichen Bundesländern unter­
richten mehr als die Hälfte der Leh­
rer die Fächer Sozialwissenschaften, 
Sozialkunde, Gemeinschaftskunde, 
Gesellschaftslehre oder Politik/Wirt­
schaft ohne entsprechende Fakultas, 
also ohne Lehrbefähigung. Die Qua­
lität von Bildungsangeboten hängt 
aber bekanntlich vor allem von der 
fachlich einschlägigen Qualifikation 
der Lehrkräfte ab. Diese Misere soll­
ten die Schul- und Kultusministerien 
zunächst beheben.

Haste Mathe? Oder Wirtschaft?
Die Einführung des Fachs Wirtschaft 
wird zulasten der politischen Bildung 
gehen. Demokratisches Bewusstsein 
muss nämlich Tag für Tag neu erwor­
ben werden. Natürlich kann die Tat­
sache, dass alle 15 Sekunden ein Kind 
an Hunger stirbt, ökonomisch erklärt 
werden (u. a. mit Marktasymmetrien, 
die sich bei einer Überproduktion von 
Nahrungsmitteln herausgebildet ha­
ben). Aber zu einem belastbaren Ur­
teil kommen Schülerinnen und Schü­
ler erst dann, wenn sie die Kolonialge­
schichte kennen, um die Marktmacht 
der Lebensmittelproduzenten wissen 
und die Subventionspolitik der Euro­
päischen Union im Agrarsektor ent­
schlüsselt haben. Und auch wenn 
man begreifen will, welche Auswir­
kungen die Wirtschafts-, Finanz- und 
Eurokrise haben, welche Überlegun­
gen hinter einem linear-progressiven 
Steuersystem stehen und warum eine 
Mehrwertsteuererhöhung insbeson­
dere kinderreiche Familien und sozial 
Schwache trifft, braucht es eine Erör­
terung ökonomischer Sachverhalte in 
einem politischen Kontext.

Schülerinnen und Schüler soll­
ten ökonomische Sachverhalte, die 
– das steht außer Frage – im Zeital­
ter der Ökonomisierung wichtiger 
sind denn je, im Kontext eines poli­
tischen Bildungsauftrags beleuch­
ten. Schließlich sind volkswirtschaft­
liche Entscheidungen für gewöhn­
lich hochgradig politisch (motiviert). 
Hinzu kommt, dass sich gesellschaft­
liches Zusammenleben nicht dann 
am besten gestalten lässt, wenn jeder 
Einzelne um jeden Preis seinen per­
sönlichen Nutzen zu mehren sucht. 
Kurzum: Das Phänomen Wirtschaft 
ist zu wichtig, um es allein den Öko­
nomen zu überlassen.

Unten mit den ÖPP

Der tödliche Heilsbringer

Schade um die schönen Chancen

WOLFGANG MULKE ÜBER DIE KOSTEN DER AUTOBAHNPRIVATISIERUNG

HILJA MÜLLER ÜBER DUTERTES DROGENPOLITIK

TOBIAS SCHULZE ÜBER MARTIN SCHULZ’ PLÄNE ZUM ATOMWAFFENABZUG

W enn es noch eines Beweises 
bedurft hätte, dass privat fi­
nanzierte öffentliche Bau­

vorhaben Unfug sind, so wäre er jetzt 
anscheinend erbracht. Das Betreiber­
konsortium aus Baufirmen und Fi­
nanzinvestoren, das die A1 zwischen 
Hamburg und Bremen ausgebaut hat, 
verklagt den Bund. Denn die Einnah­
men aus der Lkw-Maut, mit denen die 
Investitionen und der Gewinn der In­
vestoren bezahlt werden sollen, rei­
chen nicht aus.

Ein Argument für öffentlich-pri­
vate Partnerschaften (ÖPP) war stets, 
dass Privatunternehmen besser wirt­
schaften könnten. Können sie offen­
kundig nicht. Die zweite Zusicherung, 
die schon mehrere Bundesregierun­
gen unters Volks streuten, zielt auf 
eine Entlastung des Bundeshaushalts 
ab. Tatsächlich übernehmen die „Part­
ner“ erst einmal die Kosten. Doch im 
Falle der A1 könnte die Rechnung am 
Ende doch beim Bund landen. Dann 
stehen beide Seiten als Verlierer da. Fi­
nanziell, weil die Bilanz des Projekts 
mies ist, politisch, weil die Befürwor­

Endlich regt sich etwas, wenn auch 
nur zögerlich. Aber immerhin: 
Mutige Bürger und die katholi­

sche Kirche prangern den mörderi­
schen Drogenkrieg des philippini­
schen Präsidenten Rodrigo Duterte 
an. Im Senat werden tatsächlich unbe­
queme Fragen gestellt. Es hat den Fall 
eines 17-jährigen Schülers gebraucht, 
der bei einer Razzia von Polizisten un­
begründet gehetzt, geschlagen und 
dann erschossen wurde. Nicht zum 
ersten Mal zählt der Tod eines jun­
gen Menschen zu den „Kollateralschä­
den“ von Dutertes Drogenkrieg; das 
jüngste Opfer ist fünf Jahre alt. Doch 
diesmal wurde das brutale Vorgehen 
der Staatsdiener von Sicherheitska­
meras gefilmt, und die Behauptung, 
dass der Teenager zuerst geschossen 
hätte, hat sich als Lüge entpuppt.

Viel zu lange schon konnten Poli­
zisten, die Duterte als Vollstrecker sei­
ner „Nur ein toter Junkie ist ein guter 
Junkie“-Politik vor allem in die Slums 
geschickt hat, das Gesetz mit Füßen 
treten. Das Erschütternde ist, dass die 
Öffentlichkeit dem blutigen Treiben, 

D er Wahlkampf könnte so span­
nend sein. Die Inhalte sind da, 
die Bruchlinien sind da, die 

Grundsatzfragen sind da. Der Vorstoß 
von SPD-Kandidat Martin Schulz, der 
als Kanzler die in Deutschland gela­
gerten US-Atomwaffen loswerden will, 
ist da nur das jüngste Beispiel. Blöd al­
lerdings, dass die Idee des Kandidaten 
bis zum Wochenende wohl längst ver­
pufft sein wird. Aus dem Abzug wird 
nämlich auch unter der nächsten Bun­
desregierung nichts.

Seit knapp vier Jahren ist das Au­
ßenministerium jetzt in der Hand 
der SPD, gehandelt hat sie in der Sa­
che nicht. Mit CDU und CSU hat sie 
sich stattdessen auf die Formel geei­
nigt, dass vor einem Abzug der Nu­
klearwaffen sich wiederum die USA 
auf ein Abrüstungsabkommen mit 
Russland einigen sollen. So hat sich 
die Bundesregierung geschickt vom 
Platz genommen: Die Atomwaffen in 
Deutschland sind Sache der anderen.

Gewährt man dem Quereinstei­
ger Schulz trotzdem einen Vertrau­
ensvorschuss, bleibt die Frage, mit 

welchem Koalitionspartner er einen 
neuen Kurs umsetzen will. Die Union 
hätte den damaligen FDP-Außenmi­
nister Guido Westerwelle am liebsten 
in die Verbannung geschickt, als der 
es einst wagte, auf einen schnellen Ab­
zug zu drängen. Die FDP von heute hat 
das Ziel von damals längst aufgegeben 
und beschränkt sich in ihrem aktuel­
len Wahlprogramm auf die Forderung 
nach einem internationalen Abrüs­
tungsabkommen. Bleiben Grüne und 
Linke, die sich im Wahlkampf für den 
„Abzug“ beziehungsweise für den „so­
fortigen Abzug“ einsetzen.

Mit Rot-Rot-Grün wäre der Atom­
waffenabzug demnach möglich, mit 
der Perspektive eines Linksbündnis­
ses würde Schulz’ Vorstoß tatsächlich 
eine neue Dynamik in den Wahlkampf 
bringen. Aber die Umfragewerte ge­
ben eine solche Koalition seit Mona­
ten nicht her – und die drei Parteien 
haben die Option längst aufgegeben. 
Schlecht für ein atomwaffenfreies 
Land. Und schade um den schönen 
Wahlkampf.
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ter der ÖPP keine schlüssigen Argu­
mente mehr vortragen können.

Auf Dauer können ÖPP schon rech­
nerisch nicht günstiger sein als ein 
direktes Engagement des Staates. 
Schließlich müssen mit einem Infra­
strukturprojekt neben den Baukosten 
auch die Erträge der Unternehmen er­
wirtschaftet werden. Der Staat aber 
muss keine Gewinne erzielen. So ist 
der Einsatz öffentlicher Mittel günsti­
ger. Das gilt gerade in der Niedrigzins­
phase, in der Kredite die öffentliche 
Hand kaum etwas kosten.

Statt auf ÖPP zu setzen, ist eine 
klare Abgrenzung zwischen Staat und 
Wirtschaft gefragt. Wenn ein privater 
Betrieb politisch gewollt ist, sollte es 
eine echte Privatisierung geben. Un­
ter dem Gesichtspunkt der Daseins­
vorsorge ist das aber nicht erstrebens­
wert. Alternativ bleibt die Infrastruk­
tur in öffentlicher Hand. Damit fahren 
die Bürger in der Regel besser. Das gilt 
nicht nur für die Verkehrswege, son­
dern auch für andere Infrastruktur­
einrichtungen.
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dem bisher 13.500 Menschen zum Op­
fer fielen, offenbar gleichgültig zuge­
sehen hat. Schlimmer noch – Duter­
tes Drogenkrieg findet in Umfragen 
bei 78 Prozent der Befragten Zustim­
mung. Wie kann das sein in einem 
Land, dessen Bewohner für ihre Herz­
lichkeit und ihre Lebenslust bekannt 
sind? In dem mehr als 80 Prozent der 
Bevölkerung strenggläubige Katholi­
ken sind? Eine mögliche Erklärung: 73 
Prozent der Befragten gaben zu, dass 
sie Angst hätten, selbst Opfer unbere­
chenbarer Polizeiaktionen zu werden.

Wahr ist aber auch: Noch immer 
wollen viele Philippiner daran fest­
halten, dass Duterte der Heilsbrin­
ger ist, den sie in ihm sehen wollen. 
Der aufräumt ohne Gnade, den Dro­
gensumpf trockenlegt und sich nicht 
mit den eitlen Eliten einlässt. Dazu 
passt aber gar nicht, dass sein Sohn 
im Zusammenhang mit einem fetten 
Drogendeal stehen könnte. Wenn das 
wahr wäre, könnte es Duterte senior 
den Job kosten. Fast muss man sich 
wünschen, dass es kommt.
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Seit knapp vier Jahren stellt die SPD den 
Außenminister. Gehandelt hat sie nicht

Demokratisches 
Bewusstsein muss  
Tag für Tag neu  
erworben werden
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